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 Achtung bei geringfügig Beschäftigten ohne 
feste Arbeitszeit 

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung des Teil-
zeitrechts - Einführung einer Brückenteilzeit 
vom 11.12.2018 - hat sich auch im Bereich der 
Abrufarbeit eine ganz wesentliche Änderung er-
geben. Waren bisher bei Teilzeitbeschäftigten, 
die ihre Leistung nicht regelmäßig sondern auf 
Abruf zu erbringen haben, wenn keine wöchent-
liche Arbeitszeit vereinbart war, eine wöchentli-
che Stundenanzahl von 10 Stunden zugrunde 
zu legen, regelt § 12 Abs. 1 S. 3 TzBfG nun, 
dass dann eine wöchentliche Arbeitszeit von 20 
Stunden als vereinbart gilt.  

Die Spitzenverbände der Sozialversicherungs-
träger weisen darauf hin, dass selbst dann, 
wenn der Arbeitnehmer nicht die Bezahlung von 
20 Stunden einfordert, die Sozialversicherungs-
beiträge auf der Basis der fiktiven Wochenar-
beitszeit berechnet werden.  

Arbeitgeber, die geringfügig Beschäftigte ohne 
feste Arbeitszeit pro Woche beschäftigen, soll-
ten mit diesen also unbedingt eine Arbeitszeit 
pro Woche vereinbaren, ansonsten droht ihnen, 
dass diese Beschäftigten nicht mehr geringfü-
gig Beschäftigte sind weil bei angenommenen 
20 Wochenstunden und Inansatzbringung des 
Mindestlohns der Betrag von EUR 450,00 bei 
weitem überschritten ist und dieser (und darauf 
entfallende Sozialversicherungsbeiträge) zu 
zahlen sind, auch wenn tatsächlich nicht (so 
viel) gearbeitet wird. 

Ergebnis der Besprechung des GKV Spitzen-
verbands der Deutsche Rentenversicherung 
Bund und der Bundesagentur für Arbeit über 
Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs 
vom 21.03.2019 

 Antrag auf Zustimmung des Arbeitnehmers 
zur Teilzeitarbeit/Ablehnung des Arbeitge-
bers muss alle Gründe enthalten, auf die er 
sich berufen will 

Das Bundesarbeitsgericht hat am 11.12.2018 
eine Entscheidung zur Elternteilzeit getroffen, 
die durchaus eine Bedeutung in vielen Konstel-
lationen gewinnen kann: 

Die dortige Klägerin hatte im Zeitraum April 
2015 bis April 2017 Elternzeit in Anspruch ge-
nommen und hat am 08.07.2016 eine Teilzeit-
beschäftigung während der Elternzeit ab 
01.11.2016 bei ihrem Arbeitgeber beantragt. 

Der Arbeitgeber lehnte diesen Antrag zunächst 
ohne Gründe und dann kurze Zeit später unter 
Verweis darauf, dass er einen anderen Arbeit-
nehmer zur Vertretung beschäftige, ab. 

Nachdem kurze Zeit später eine Mitarbeiterin 
der Abteilung, in der die Klägerin als Teilzeitbe-
schäftigte arbeiten wollte, kündigte, stellte sie 
einen erneuten Antrag auf Teilzeitbeschäfti-
gung, der wiederum abgelehnt wurde. Mit die-
ser Ablehnung wurde der Klägerin ein alternati-
ver Arbeitsplatz angeboten, den sie ablehnte. 

Nachdem das Landesarbeitsgericht Köln der 
Berufung der Arbeitgeberin, die in 1. Instanz un-
terlegen war, stattgegeben hatte und die Klage 
als unzulässig (wegen Zeitablaufs) abgewiesen 
hat, hatte das Bundesarbeitsgericht Anlass sich 
mit der Angelegenheit zu befassen und Folgen-
des ausgesprochen: 

Eine Klage auf Zustimmung zu einer Teilzeitbe-
schäftigung wird nicht wegen Zeitablaufs unzu-
lässig. Der Umstand, dass der Antrag auf einen 
Zeitraum in der Vergangenheit abziele, mache 
die Klage deswegen nicht unzulässig, da bei ei-
ner unberechtigten Ablehnung der Teilzeit bzw. 
einem Urteil, das die Zustimmung der Arbeitge-
berin ersetze, feststehe, das bei rechtmäßigem 
Verhalten ein Arbeitsverhältnis zustande ge-
kommen wäre und dann ein Schadensersatz-
anspruch der Arbeitnehmerin auf Zahlung des 
Entgelts, das ihr durch die unberechtigte Ableh-
nung entgangen ist, entstehen kann. Insoweit 
bestehe noch ein Rechtsschutzbedürfnis auch 
für die Klage für einen bereits verstrichenen 
Zeitraum. 

Bezüglich der Ablehnung der Elternzeit selbst 
stellt das Bundesarbeitsgericht fest, dass eine 
Ablehnung innerhalb von 4 Wochen nach Zu-
gang des Elternteilzeitantrags schriftlich 
(strenge Schriftform des § 126 Abs. 1 BGB) er-
folgen muss, also eigenhändig unterzeichnet 
auf Papier. Weiterhin hat das Bundesarbeitsge-
richt festgestellt, dass der wesentliche Kern der 
betrieblichen Hinderungsgründe bereits im Ab-
lehnungsschreiben genannt werden muss. 
Sämtliche Tatsachen, die für die Ablehnung 
maßgeblich sind, sind anzuführen, und der Ar-
beitgeber kann in einem späteren Prozess sich 
nur auf die bereits im Schreiben angegebenen 
Gründe stützen. Diese Präklusion von weiteren 
Gründen (die nicht im Ablehnungsschreiben ge-
nannt sind) ergibt sich zwar nicht direkt aus dem 
Gesetz, wird vom Bundesarbeitsrecht aber aus 
der Formulierung der Vorschrift des § 15 Abs. 4 
S. 4 und Abs. 7 S. 4 BEEG hergeleitet. 
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Arbeitgeber, die einen Teilzeitantrag einer in El-
ternzeit befindlichen Arbeitnehmerin/eines Ar-
beitnehmers ablehnen wollen, sind also gut be-
raten hier frühzeitig sorgfältig zu arbeiten und 
im schriftformgemäßen Antwortschreiben um-
fassend diejenige Situation darzustellen, die zur 
Ablehnung führt. Arbeitgeber sollten auch im 
Hinterkopf behalten, dass eine unberechtigte 
Ablehnung zu Schadensersatzansprüchen füh-
ren kann. 

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 01.12.2018 - 9 
AZR 298/18 

 Arbeitszeiterfassung durch den Arbeitgeber 

Der Europäische Gerichtshof hat am 
14.05.2019 in einem in Spanien spielenden 
Sachverhalt Leitlinien aufgestellt, die auch für 
deutsche Arbeitgeber von erheblicher Bedeu-
tung sind. Der Europäische Gerichtshof kommt 
nämlich zu dem Ergebnis, dass die Arbeitszeit-
Richtlinie vorschreibt, dass jeder Arbeitgeber 
die Arbeitszeit seiner Beschäftigten erfassen 
muss. Die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union sind nach der Entscheidung verpflichtet, 
dafür zu sorgen, dass jeder Arbeitgeber ein ob-
jektives, verlässliches und zugängiges System 
einrichtet, mit dem die von jedem Arbeitnehmer 
geleistete tägliche Arbeitszeit gemessen wer-
den kann. 

Dies bedeutet, dass der deutsche Gesetzgeber 
wohl verpflichtet ist, die bereits bestehende Do-
kumentationspflicht nach § 16 Abs. 2 ArbZG für 
Überstunden, also Stunden, die über 8 Stunden 
täglich hinausgehen, auszudehnen. 

Dies gilt im Übrigen auch für Konstruktionen wie 
Arbeitszeitmodelle der Vertrauensarbeitszeit, 
die eigentlich eine Arbeitszeiterfassung gerade 
nicht vorsehen. Hierzu wird allerdings auch ver-
treten, dass bereits nach geltender Rechtslage 
im Hinblick auf die Vorschriften des Arbeitszeit-
gesetzes der Arbeitgeber nicht frei war, den Ar-
beitnehmer gar nicht zu überwachen und die 
ihm obliegende Verantwortung für die Einhal-
tung des Arbeitszeitrechts auf die Beschäftigten 
zu delegieren. 

Es wird auch vertreten, dass bereits aus dem 
jetzigen Arbeitszeitgesetz bei unionskonformer 
Auslegung die Pflicht zur Erfassung der gesam-
ten Arbeitszeiten herleitbar sei. Arbeitgeber, die 
hier auf der sicheren Seite sein wollen, werden 
also nicht die weitere Tätigkeit des Gesetzge-
bers abwarten, sondern bereits jetzt für eine 
umfassende Arbeitszeiterfassung sorgen. 

Europäischer Gerichtshof, Urteil vom 
14.05.2019 - C-55/18 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Ordnet der Auftraggeber die Nichtausfüh-
rung einer Teilleistung an, ist das eine Teil-
kündigung 

Das Oberlandesgericht München hat einen in 
den Bauabläufen nicht seltenen Fall zu ent-
scheiden gehabt. Ihm lag folgender Sachverhalt 
zugrunde: 

Der Auftraggeber beauftragt den Auftragneh-
mer mit der Ausführung von Metallarbeiten im 
Rahmen der Errichtung eines Schulgebäudes. 
Zwei Positionen, die vertraglicher Leistungsge-
genstand sind, kommen nicht zur Ausführung, 
da der Auftraggeber diese nicht ausgeführt ha-
ben möchte. Der Auftragnehmer berechnet für 
die entfallenen Leistungen seinen “entgange-
nen Gewinn/die Kündigungsvergütung“. Der 
Auftraggeber meint, diese Vergütung nicht zu 
schulden, da die komplett entfallenen Positio-
nen nach § 2 Abs. 3 VOB/B, der Vorschrift für 
Mengenänderungen, abgerechnet werden 
müssen, es fehle darüber hinaus an einer 
schriftlichen Kündigung. 

Das Oberlandesgericht München gibt dem Auf-
tragnehmer Recht und begründet dies damit, 
dass § 2 Abs. 3 VOB/B dann Anwendung findet, 
wenn eine Äquivalenzstörung, also ein Un-
gleichgewicht zwischen Leistung und Gegen-
leistung vorliegt. Die Vorschrift will einen inte-
ressengerechten Ausgleich für Mengenände-
rungen herbeiführen, wenn sich die im Vertrag 
enthaltene Mengenschätzung als unzutreffend 
erweist. Bei Einheitspreisverträgen wird be-
kanntlich der zu erwartende Aufwand häufig ge-
schätzt und zur Grundlage der Preiskalkulation 
gemacht, die Realität sieht immer wieder ganz 
anders aus. 

Anders ist die Situation aus Sicht des Oberlan-
desgerichts München, wenn der Auftraggeber 
auf bestimmte Positionen ganz verzichtet. Dann 
läge keine Störung der Geschäftsgrundlage 
nach den Wertungen des § 2 Abs. 3 VOB/B vor, 
da es hier nicht darum geht, ob die Prognose 
zutreffend gestellt war oder nicht, vielmehr 
komme bei Nullpositionen nur eine Abrechnung 
nach § 8 VOB/B bzw. § 648 BGB in Betracht. 

Diese Rechtsprechung ist zumindest insoweit 
zutreffend, als der Auftragnehmer ja auch mit 
den entfallenen Positionen kalkuliert hat und 
auch mit ihnen Teile seiner allgemeinen Ge-
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schäftskosten und baustellenbezogenen Kos-
ten erwirtschaften wollte, ebenso natürlich sei-
nen Gewinn. Da es auch zulässig ist, einzelne 
Positionen im Rahmen eines Angebots beson-
ders günstig, andere weniger günstig zu kalku-
lieren, verlöre der Auftragnehmer unter Um-
ständen einen wichtigen Bestandteil seiner Kal-
kulation, wenn der Auftraggeber durch den Ent-
fall einzelner Positionen hier steuernd eingrei-
fen könnte, ohne eine Kündigungsvergütung zu 
zahlen. 

Für Auftragnehmer, die nur einen Teil der aus-
geschriebenen und vereinbarten Leistungen er-
bringen, ist diese Entscheidung eine wichtige 
Stütze zur Geltendmachung zusätzlicher An-
sprüche über die erbrachten Leistungen hinaus. 

Oberlandesgericht München, Beschluss vom 
02.04.2019 - 28 U 413/19 

 

 Digitaler Nachlass  

Nachdem der Bundesgerichtshof im letzten 
Jahr Facebook dazu verurteilt hat, den Eltern 
als Erben ihres verstorbenen Kindes Zugang zu 
dessen Facebook-Konto zu gewähren (SRF-
Newsletter 7/2018), befindet sich dieser Streit 
nun in der zweiten Runde. Denn Facebook hat 
statt das Konto zu aktivieren und den Eltern Zu-
gang zu gewähren, den Eltern einen USB-Stick 
übergeben, auf dem der Inhalt des vollständi-
gen Benutzerkontos abgespeichert sein soll. 
Dies ist nach Auffassung des mit der Sache be-
fassten LG Berlin (Beschluss vom 13.02.2019 - 
20 O 172/15) nicht ausreichend. Denn unab-
hängig davon, ob tatsächlich sämtliche Informa-
tionen auf dem Stick enthalten sind, erfüllt dies 
nicht die Zugangsgewährung, zu der Facebook 
verurteilt wurde. Vielmehr habe Facebook alles 
zu tun, damit die Eltern den Inhalt des Benut-
zerkontos so zur Kenntnis nehmen können, wie 
es eine Person täte, die sich bei ihr mit ihrem 
Kennwort anmeldet. 

Dem Argument von Facebook, dass bei der Er-
möglichung des Zugangs zum Account auch die 
Möglichkeit besteht, die Funktionen von Face-
book zu nutzen (z. B. zu Posten oder Nachrich-
ten zu verschicken), ist das Gericht nicht ge-
folgt. Denn Entsprechendes sei von den Eltern 
ja gar nicht beabsichtigt und es könne Face-
book auch zugemutet werden, die technischen 
Möglichkeiten dafür zu schaffen, dass das 
Konto nicht weiter genutzt wird. Da Facebook 

demgemäß dem Urteil nicht entsprochen hat, 
wurde es durch das Landgericht Berlin zur Zah-
lung eines Zwangsgeldes verurteilt. 

Angesichts der BGH-Entscheidung ist davon 
auszugehen, dass die Anbieter mittlerweile 
dem Wunsch entsprechen und den Erben Zu-
gang zum Nutzerkonto von Verstorbenen ge-
währen. Andernfalls kann der Anspruch ggf. ge-
richtlich durchgesetzt werden, so hat z.B. in ei-
nem weiteren Fall das Landgericht Münster vor 
kurzem Apple dazu verurteilt, den Erben eines 
verstorbenen iCloud-Anwenders Zugang zu 
dem Netzservice zu gewähren (LG Münster, Ur-
teil vom 16.04.2019 - 014 O 565/18). 

LG Berlin, Beschluss vom 13.02.2019 - 20 O 
172/15 

LG Münster, Urteil vom 16.04.2019 - 014 O 
565/18 

 

 Die (verschenkte) Immobilie im Elternunter-
halt 

Immer wieder ist, nach Übergang von Ansprü-
chen auf den Sozialhilfeträger bei Pflegebedürf-
tigkeit von Eltern, die Berechnung bzw. Ver-
pflichtung und Höhe zum Elternunterhalt Ge-
genstand von Rechtsstreitigkeiten, auch vor 
dem Bundesgerichtshof. So war nunmehr durch 
den BGH in einem Beschluss vom 20.02.2019 - 
XII ZB 364/18 (FamRZ 2019, 698 ff.) über einen 
Sachverhalt zu entscheiden, wonach der unter-
haltsverpflichtete, verheiratete Sohn, bereits im 
Rentenalter, eine ursprünglich im hälftigen Mit-
eigentum stehende Eigentumswohnung, las-
tenfrei, auf die Tochter übertragen hatte, 
ebenso wie die Ehefrau, zuvor andere Miteigen-
tümerin. Die Eheleute hatten sich dabei, bei der 
schenkweisen Übertragung der Eigentumswoh-
nung, das Nießbrauchsrecht zurückbehalten. 

Unter Berücksichtigung von Einkünften aus Al-
tersrente und der kostenfreien Nutzung der Im-
mobilien, durch das Nießbrauchsrecht, wurde 
der Antragsgegner/Sohn zum Elternunterhalt 
zugunsten des Sozialamtes, aus übergegange-
nem Recht, verpflichtet. Das Sozialamt war je-
doch der Meinung, es bestünde ein Anspruch 
auf Rückforderung gegen die beschenkte Toch-
ter, welche zu einem Wertausgleich führen 
sollte und hieraus zur höheren Verpflichtung 
wegen Elternunterhalt. 
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Dem ist der Bundesgerichtshof im Ergebnis ent-
gegengetreten. Es wurde festgestellt, dass die 
selbstgenutzte Immobilie ohnehin wegen des 
Elternunterhalt nicht hätte verwertet werden 
müssen. Damit wurde auch ausgeschlossen, 
dass über einen „Kunstgriff" der Begründung ei-
nes Abfindungsanspruches gegen die be-
schenkte Tochter eine Leistungsfähigkeit zum 
Elternunterhalt erst geschaffen bzw. vorliegend 
erhöht werden sollte. Es wurde demgegenüber 
festgestellt, dass die beschenkte Tochter einen 
Rückforderungsanspruch auch durch Rück-
übertragung des Geschenkes hätte abwenden 
können, dann wäre jedoch keine Verpflichtung 
zur Verwertung, neben der mietfreien Nutzung 
begründet gewesen. Im Ergebnis hat sich durch 
die Schenkung die Leistungsfähigkeit gerade 
nicht verändert bzw. reduziert, deshalb bestand 
auch kein Grund, auf einen Rückforderungsan-
spruch gegen die Beschenkte zu verweisen. 

In diesem Zusammenhang wurde durch den 
BGH auch nochmals auf eine (rechtlich unbe-
gründete) frühere Praxis der Sozialämter ver-
wiesen, durch die Gewährung eines zinsfreien, 
hinsichtlich der Rückzahlung aufgeschobenen 
Darlehens erst eine Leistungsfähigkeit begrün-
den zu wollen, welche jedoch in Bezug auf den 
Elternunterhalt, durch eine selbst genutzte Im-
mobilie, dem Substanzwert, nicht gegeben war. 
Die Entscheidung zeigt, dass bei der Geltend-
machung von Elternunterhalt durch Sozialämter 
mit erheblich fehlerhaften Begründungen/Be-
rechnungen, daraus resultierenden überhöhten 
Forderungen zu rechnen ist. 

BGH, Beschluss vom 20.02.2019 - XII ZB 
364/18 

 

 Angabe einer kostenpflichtigen Telefon-
nummer in der Widerrufsbelehrung ist unzu-
lässig 

Das OLG Hamburg hat mit Anerkenntnisurteil 
vom 03.05.2019 (5 U 48/15) entschieden, dass 
die Verwendung einer kostenpflichtigen Ruf-
nummer in einer Widerrufsbelehrung unzuläs-
sig ist. Das Landgericht Hamburg hatte im Jahr 
2015 in dem von der Wettbewerbszentrale ein-
geleiteten Musterverfahren noch in I. Instanz 
die Klage abgewiesen und zur Begründung 
ausgeführt, dass der Verbraucher im konkreten 
Fall nicht verpflichtet sei, mehr als den Grund-
tarif zu bezahlen. Der Begriff Grundtarif sei da-
bei so zu verstehen, dass der Verbraucher nur 

die für den Kommunikationsdienstleister ent-
standenen Kosten begleichen müsse und er 
keinen Aufpreis für den Unternehmer zu zahlen 
habe. Die Kosten seien bei der streitgegen-
ständlichen 01805-Nummer mit max. 42 Cent 
pro Minute im Mobilfunk bzw. 14 Cent pro Mi-
nute im Festnetz für sich genommen auch nicht 
so hoch, dass sie einen Verbraucher von der 
Ausübung des Widerrufsrechts abhalten könn-
ten. 

Nachdem der EuGH bereits im Jahr 2017 ent-
schieden hat, dass bei europarechtskonformer 
Auslegung der Begriff Grundtarif so zu verste-
hen ist, dass dem Verbraucher keine Kosten 
entstehen dürfen, die über die Gebühren für 
den Ortstarif hinausgehen (Urteil vom 
02.03.2017 - C-568/15) hat das OLG Hamburg 
im Berufungsverfahren darauf hingewiesen, 
dass vor diesem Hintergrund die Entscheidung 
des Landgerichts Hamburg nicht halten wird. 
Nach den eindeutigen Hinweisen des OLG 
Hamburg in der mündlichen Verhandlung 
wurde die Klage der Wettbewerbszentrale an-
erkannt. 

Es ist daher dringend davon abzuraten, in die 
Widerrufsbelehrungen kostenpflichtige Ruf-
nummern wie 01805-Nummern aufzugeben. 
Vielmehr sollte eine "normale Rufnummer" zum 
Ortstarif angegeben werden. 

OLG Hamburg, Anerkenntnisurteil vom 
03.05.2019 - 5 U 48/15 

 

 Schönheitsreparaturklauseln in Gewerbe-
mietverträgen 

Mit Beschluss vom 06.03.2019 - 5 U 1613/18 - 
hat das Oberlandesgericht Dresden entschie-
den, dass die zu Wohnraummietverträgen er-
gangene höchstrichterliche Rechtsprechung, 
wonach die formularvertragliche Überwälzung 
der nach der gesetzlichen Regelung in §§ 535 
Abs. 1 S. 2, 538 BGB den Vermieter treffenden 
Verpflichtung zur Vornahme laufender Schön-
heitsreparaturen bei einer dem Mieter unreno-
viert oder renovierungsbedürftig überlassenen 
Wohnung der Inhaltskontrolle am Maßstab von 
§ 307 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 Nr. 1 BGB nicht stand-
hält, auf gewerbliche Mietverhältnisse zu über-
tragen ist (ebenso OLG Celle, NJW 2016, 
3732). 

Mietsache sind Wohnungen, die der Mieter - 
eine juristische Person - nicht selbst nutzte, 

mailto:hier@recht-bekommen.hn
http://www.recht-bekommen.hn/


 

- 5 - 

 

  Südstraße   Telefon (07131) 59 412 - 20 65    E-Mail hier@recht-bekommen.hn                          

 74072 Heilbronn                          Telefax (07131) 59 412 - 99   Internet www.recht-bekommen.hn  

. 

sondern an Dritte, etwa an Messegäste, Mon-
teure oder Bauarbeiter überließ. Das Oberlan-
desgericht Dresden entscheidet zunächst, dass 
es sich bei einem derartigen Vertragsverhältnis 
nicht um Wohnungsmiete handelt. Zwar sind 
Mietgegenstand Wohnungen, die eine juristi-
sche Person aber schon begrifflich nicht zu ei-
genen Wohnzwecken nutzen kann. Ein Wohn-
raummietvertrag liegt nur vor, wenn der Mieter 
die Räume nach dem Vertrag zu eigenen 
Wohnzwecken anmietet, was bei einer juristi-
schen Person schon begrifflich ausgeschlossen 
ist (BGH, NJW 2008, 3361). Somit lag ein Ge-
werbemietverhältnis vor. 

Mit der Klage begehrt der Vermieter Ersatz des 
Aufwandes für Renovierungsarbeiten nach Be-
endigung des Mietverhältnisses. Der Vermieter 
argumentiert, der Mieter habe sich schadener-
satzpflichtig gemacht, weil er die vertraglich ge-
schuldeten Schönheitsreparaturen nicht durch-
geführt habe. Insoweit hatten die Parteien im 
Mietvertrag folgende Regelung getroffen, bei 
der es sich nach den Feststellungen des Ge-
richts um Allgemeine Geschäftsbedingungen 
handelte: 

1.  In dem Mietzins sind keine Kosten für 
Schönheitskosten einkalkuliert. Der Mieter 
hat deshalb die anfallenden Schönheitsre-
paraturen, während der Dauer des Mietver-
hältnisses, auf seine Kosten durchzuführen. 

2.  Die Schönheitsreparaturen umfassen das 
Streichen der Wände und Decken, weiter 
das Reinigen von Parkett- und Teppichbö-
den, das Lackieren von Heizkörpern und 
Heizrohren, der Innentüren sowie der Fens-
ter und Außentüren von Innen. 

3.  Der Mieter hat die Schönheitsreparaturen 
nach Zweck, Art und Benutzung der 
Mieträume dann auszuführen, wenn das 
Aussehen der Räume mehr als nur uner-
heblich durch den Gebrauch beeinträchtigt 
ist. 

Im Wege der Beweisaufnahme war festgestellt 
worden, dass die Wohnungen im Zeitpunkt der 
Übergabe einen abgewohnten Zustand aufwie-
sen. Das führt dazu, dass die Klauseln zur 
Durchführung der Schönheitsreparaturen un-
wirksam sind. Die Regelung zur Übertragung 
der Durchführung der Schönheitsreparaturen 
auf den Mieter war eine vom Vermieter gestellte 
Allgemeine Geschäftsbedingung, welche we-
gen der Überlassung der Mietobjekte im un-
renovierten Zustand nach der zum Wohnraum-
mietvertrag ergangenen höchstrichterlichen 
Rechtsprechung wegen Verstoßes gegen § 307 
Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 BGB unwirksam war. Nach 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung zu 
Wohnraummietverträgen (BGH, NJW 2015, 
1594 und BGH, NJW 2018, 3302) hält die for-
mularvertragliche Abwälzung der nach der ge-
setzlichen Regelung in §§ 535 Abs. 1 S. 2, 538 

BGB den Vermieter treffenden Verpflichtung 
zur Vornahme laufender Schönheitsreparatu-
ren im Falle einer dem Mieter unrenoviert oder 
renovierungsbedürftig überlassenen Wohnung 
der Inhaltskontrolle am Maßstab des § 307 Abs. 
1 S. 1, Abs. 2 Nr. 1 BGB nicht stand, sofern der 
Vermieter den Mieter keinen angemessenen 
Ausgleich gewährt hat, der ihn so stellt, als 
habe der Vermieter ihm eine renovierte Woh-
nung überlassen. Nach diesen Kriterien ist auch 
die Klausel in dem streitgegenständlichen Miet-
vertrag unwirksam, weil eine unrenovierte bzw. 
renovierungsbedürftige Wohnung überlassen 
wurde und die laufenden Schönheitsreparatu-
ren auf den Mieter übertragen werden sollen, 
ohne dass ein angemessener Ausgleich ge-
währt wird, welcher den Mieter so stellt, als 
habe der Vermieter ihm eine renovierte Woh-
nung überlassen. Zwar enthält die Regelung im 
Mietvertrag die Aussage, in dem Mietzins seien 
keine Kosten für Schönheitsreparaturen einkal-
kuliert, was dahin verstanden werden könnte, 
dass der Mieter im laufenden Mietverhältnis 
eine niedrigere Miete zu zahlen hätte, als dies 
der Fall gewesen wäre, wenn die Verpflichtung 
zur Ausführung der Schönheitsreparaturen ent-
sprechend der gesetzlichen Regelung beim 
Vermieter verblieben wäre. Auch wenn man 
dieses Verständnis zugrundelegen würde, be-
träfe dies aber nur das Austauschverhältnis zwi-
schen Leistung und Gegenleistung im Mietver-
trag und stellt insoweit nur den Ausgleich her, 
ohne den die Übertragung von Schönheitsrepa-
raturen auf den Mieter von vornherein unange-
messen wäre (vergleiche BGH, NJW 1988, 
2790, 2792; BGH, NJW 2007, 3632 Rn. 15). 
Der von der zitierten Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs geforderte angemessene Aus-
gleich soll aber nicht den Aufwand kompensie-
ren, welchen der Mieter mit der Durchführung 
der Schönheitsreparaturen im laufenden Miet-
verhältnis hat, sondern ihn (weitergehend) so 
stellen, als sei ihm renovierter Wohnraum über-
lassen, um damit die Verpflichtung des Mieters 
zur Beseitigung (auch) vorvertraglicher Abnut-
zungsspuren zu kompensieren. Einen solchen 
Ausgleich enthält aber die Klausel des hier zu 
beurteilenden Mietvertrags nicht. 

Das Oberlandesgericht vertritt die zustim-
mungswürdige Auffassung, dass die Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofs zu Wohn-
raummietverhältnissen auf gewerbliche Miet-
verhältnisse zu übertragen ist (ebenso unter an-
derem OLG Celle, NJW 2016, 3732; Zehelein, 
NZM 2017, 137; Lindner-Figura, Geschäftsrau-
miete, 4. Aufl., Kap. 16 Rn. 156). Maßgeblicher 
Grund für die Rechtsprechung zur Unwirksam-
keit der formularvertraglichen Überwälzung der 
Verpflichtung zur Vornahme laufender Schön-
heitsreparaturen einer dem Mieter unrenoviert 
oder renovierungsbedürftig überlassenen Woh-
nung ohne angemessenen Ausgleich ist nicht 
die Verpflichtung zur Vornahme der laufenden 
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Schönheitsreparaturen als solche, sondern die 
Verpflichtung des Mieters zur Beseitigung von 
Gebrauchsspuren, die nicht er, sondern der 
Vormieter verursacht hat, und infolgedessen 
auch die Unmöglichkeit der Begrenzung der in 
der Klausel enthaltenen Verpflichtung zur Vor-
nahme der laufenden Schönheitsreparaturen 
auf diejenigen Abnutzungsspuren, welche erst 
nach dem Mietbeginn entstehen und deshalb 
dem Mieter zugerechnet werden können. In-
dem die Klausel dem Mieter die Beseitigung 
von ihm nicht zu vertretender Abnutzungser-
scheinungen auferlegt, ohne ihm dafür eine 
Kompensation zu gewähren, weicht sie in für 
ihn unangemessener Art und Weise im Sinne 
von § 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB von der gesetzli-
chen Regelung ab. Hinzu tritt das praktische 
Problem der im Einzelfall bestehenden Unmög-
lichkeit der Abgrenzung zwischen den schon 
vorhandenen Gebrauchsspuren und den vom 
Mieter durch seinen Gebrauch hinzugefügten, 
was im Ergebnis einer vom Mieter durchgeführ-
ten Renovierung dazu führen kann, dass der 
Mieter die Wohnung nach Durchführung der 
von ihm vorzunehmenden Renovierung in ei-
nem besseren Zustand an den Vermieter zu-
rückzugeben hat, als diese zum Zeitpunkt der 
Überlassung an ihn hatte. Diese Überlegungen 
zeigen, dass die für den Wohnraummietvertrag 
entwickelte höchstrichterliche Rechtsprechung 
auf gewerbliche Mietverhältnisse übertragbar 
ist, weil in beiden Arten von Mietverhältnissen 
von derselben gesetzlichen Regelung in §§ 535 
Abs. 1 S. 2, 538 BGB abgewichen wird und sich 
in beiden Fällen dasselbe Problem der fehlen-
den Kompensation für die Verpflichtung zur Be-
seitigung von Gebrauchsspuren stellt, welche 
dem Mieter nicht zuzurechnen sind. Zudem 
stellt sich auch für beide Mietvertragsarten das-
selbe tatsächliche Abgrenzungsproblem zwi-
schen den schon zu Beginn des Mietverhältnis-
ses vorliegenden Abnutzungserscheinungen 
und denjenigen, welche der Mieter im Laufe der 
Mietzeit verursacht. Im Ergebnis führt dies zur 
Übertragbarkeit der zum Wohnraummietrecht 
ergangenen Entscheidungen auf den Bereich 
der gewerblichen Miete. 

Oberlandesgericht Dresden, Beschluss vom 
06.03.2019 - 5 U 1613/18 

 Unzulässiger Haftungsausschluss für ge-
bäudebezogene Nutzungseinschränkungen 

Das Oberlandesgericht Brandenburg hatte mit 
Beschluss vom 04.04.2019 zu entscheiden, ob 
der Mieter einer Paint-Ball-Anlage gegen den 
Vermieter einen Anspruch auf Schadenersatz 
wegen entgangenen Gewinns aus §§ 536 a, 
252 BGB haben kann, wenn die Mietsache auf-
grund einer behördlichen Nutzungsuntersa-
gungsverfügung nicht mehr zum vertragsgemä-
ßen Gebrauch geeignet ist.  

Nach der gesetzlichen Regelung ist die Sache 
eindeutig. Was zum vertragsgemäßen Ge-
brauch der Mietsache gehört, richtet sich nach 
dem Vertragsinhalt und dem Vertragszweck. 
Die Gebrauchsgewährungspflicht des Vermie-
ters ist auf die Ermöglichung des vertragsgemä-
ßen Gebrauchs der Mietsache durch den Mieter 
ausgerichtet. Inhalt und damit Art, Umfang und 
Grenzen des vertragsgemäßen Gebrauchs be-
stimmen sich in erster Linie nach den mietver-
traglichen Parteiabsprachen (BGH ZMR 1982, 
212). Damit ist der festgelegte Vertragszweck 
von wesentlicher Bedeutung (BGH ZMR 1986, 
278). Bei gewerblichen Mietverträgen über 
Räume wird der Vertragszweck im Allgemeinen 
durch die Angabe des darin vom Mieter beab-
sichtigten Gewerbes bestimmt (Erman, BGB, 
15. Aufl. 2017, § 535 BGB, Rn. 68). 

Nach dem Inhalt des zwischen den Parteien ge-
schlossenen Vertrages wurden die Räume aus-
drücklich "zur Betreibung von Paint-Ball-Spie-
len" verpachtet. Damit war vertraglich festge-
legt, dass die Nutzung der Räume zu diesem 
Zweck erfolgt. Zur Gewährung des vertragsge-
mäßen Gebrauchs gehörte somit grundsätzlich 
die Eignung der Räume zu diesem Zweck. Das 
Fehlen der behördlichen Genehmigung zur Nut-
zung als Paint-Ball-Anlage stellt einen Mangel 
dar, da aufgrund der Nutzungsuntersagung für 
den Mieter die vertragsgemäße Nutzung nicht 
mehr möglich ist. Hierbei handelt es sich um 
durch die baulichen Gegebenheiten bedingte 
Nutzungseinschränkungen, die als gebäudebe-
zogen grundsätzlich in den Verantwortungs- 
und Risikobereich des Vermieters fallen (BGH, 
ZMR 211, 943). 

Nun bestand die Besonderheit im konkreten 
Fall darin, dass die Parteien das Risiko auch 
der vollständigen Versagung der zum Betrieb 
als Paint-Ball-Anlage erforderlichen Genehmi-
gung abweichend von der gesetzlichen Rege-
lung dem Mieter auferlegt haben. Sie haben die 
Haftung des Vermieters für einen dahingehen-
den etwaigen Mangel im Mietvertrag ausge-
schlossen. Dort ist geregelt, dass der Mieter 
sich dazu verpflichtet, alle notwendigen Geneh-
migungen zur Betreibung von Paint-Ball-Spie-
len vorzulegen. Vereinbart wird, dass der Mieter 
für sämtliche Genehmigungen und Auflagen zu 
sorgen habe und der Vermieter für die Einhal-
tung der Voraussetzungen für den Betrieb des 
Gewerbes keine Haftung übernehme. Das 
Brandenburgische Oberlandesgericht entschei-
det jedoch, dass diese Regelungen bei Anwen-
dung der Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofs unwirksam sind, sofern es sich bei ihnen 
um Allgemeine Geschäftsbedingungen handelt. 
Die Klauseln schließen nicht nur Gewährleis-
tungsrechte des Mieters aus, sondern auch 
dessen Befugnis zur fristlosen Kündigung des 
Mietvertrags. Nach der Klausel des Mietver-
trags ist der Mieter auch in Fällen, in denen die 

mailto:hier@recht-bekommen.hn
http://www.recht-bekommen.hn/


 

- 7 - 

 

  Südstraße   Telefon (07131) 59 412 - 20 65    E-Mail hier@recht-bekommen.hn                          

 74072 Heilbronn                          Telefax (07131) 59 412 - 99   Internet www.recht-bekommen.hn  

. 

Nutzung ausschließlich aus Gründen versagt 
wird, die mit der Beschaffenheit oder Lage des 
Mietobjekts im Zusammenhang stehen und die 
nach der gesetzlichen Regelung in den Risiko-
bereich des Vermieters fallen, zur Zahlung des 
Mietzinses verpflichtet und kann keine Gewähr-
leistungsrechte geltend machen. Die Vereinba-
rung eines Gewährleistungsausschlusses führt 
zugleich auch dazu, dass der Mieter wegen die-
ses Mangels mit dem Recht zur fristlosen Kün-
digung nach § 543 Abs. 2 Nr. 1 BGB ausge-
schlossen ist. Ein vereinbarter Ausschluss der 
Mängelrechte schließt die Kündigung nur dann 
nicht aus, wenn der Vermieter den Mangel arg-
listig verschweigt (§ 536 d BGB und Palandt, 
BGB, § 543 Rn. 42). Nun geht der Bundesge-
richtshof in seiner Entscheidung vom 
24.10.2007, XII ZR 24/06 davon aus, dass mit 
einer entsprechenden Vertragsklausel nicht nur 
die Gewährleistungsrechte eines Mieters, son-
dern auch dessen Befugnis zur fristlosen Kün-
digung ausgeschlossen werden. Die vom Bun-
desgerichtshof beurteilte Klausel lautete: "Der 
Vermieter leistet keine Gewähr dafür, dass die 
gemieteten Räume den infrage kommenden 
technischen Anforderungen sowie den behörd-
lichen und anderen Vorschriften entsprechen. 
Der Mieter hat behördliche Auflagen auf eigene 
Kosten zu erfüllen". Die vom Brandenburgi-
schen Oberlandesgericht zu beurteilende Ver-
einbarung hatte einen gleichen Regelungsge-
halt. Ein so weitgehender Haftungsausschluss 
benachteiligt den Mieter nach allgemeiner Mei-
nung entgegen den Geboten von Treu und 
Glauben unangemessen und ist deshalb nach § 
307 BGB unwirksam (BGH, NJW 1988, 376 und 
BGH, Urteil vom 24.10.2007, XII ZR 24/06). Der 
Mieter kann somit grundsätzlich unter den Vo-
raussetzungen des § 536 a BGB wegen der feh-
lenden Genehmigung als Mangel der Mietsa-
che Schadensersatz verlangen. Hierzu kann 
auch der entgangene Gewinn nach § 252 BGB 
gehören (Palandt, BGB, § 536 a BGB, Rn. 14). 
Der Mieter muss bei Mängeln der Mietsache 
auch nicht kündigen. Er kann vielmehr am Ver-
trag festhalten und für die gesamte Zeit Scha-
densersatz verlangen (BGH, Urteil vom 
18.01.1995, XII ZR 30/93). 

Vorgenanntes gilt allerdings nur, soweit es sich 
bei der streitgegenständlichen Klausel um All-
gemeine Geschäftsbedingungen handelt. Han-
delt es sich dagegen um eine individualvertrag-
lich vereinbarte, ausgehandelte Absprache, ist 
diese wirksam und scheidet ein Ersatzanspruch 
des Mieters schon deshalb aus (so OLG Frank-
furt, Urteil vom 22.07.2016, 2 U 144/15). 

Brandenburgisches Oberlandesgericht, Be-
schluss vom 04.04.2019 - 3 W 95/18 

 

 

 

 Erstattungsfähigkeit von Mietwagenkosten 

In der Regulierung von Unfallschäden an Kraft-
fahrzeugen ist anerkannt, dass die Gebrauchs-
möglichkeit eines eigenen Kraftfahrzeugs einen 
wirtschaftlichen Wert darstellt und dies im Falle 
des Entzugs dieser Nutzungsmöglichkeit durch 
einen Unfallschaden grundsätzlich einen Scha-
densersatzanspruch begründet. Dabei kommt 
zur Berechnung des Ersatzanspruches die 
Höhe (notwendiger) Mietwagenkosten, dies 
nach dem zeitlich und räumlich relevanten 
Markt, die Berechnung als Nutzungsausfallent-
schädigung oder durch die Geltendmachung 
von Vorhaltekosten in Betracht. 

Seit längerer Zeit bereits umstritten ist die 
Frage, wie die erforderliche Höhe von Mietwa-
genkosten nach dem zeitlich und räumlich rele-
vanten Markt zu ermitteln ist. Bestanden hin-
sichtlich der Anmietung keine Besonderheiten, 
insbesondere durch eine situationsbedingte 
Einschränkung der Auswahlmöglichkeit, ist 
längst gefestigt, dass die Einschätzung des er-
forderlichen Aufwandes im Sinne der Höhe von 
Mietwagenkosten der tatrichterlichen Einschät-
zung gemäß § 287 ZPO unterliegt und hierfür 
allgemeine Erhebungen (Schwacke vs Frauen-
hofer) herangezogen werden können, oder 
auch eine sachverständige Beurteilung. 

In einem Urteil vom 12.02.2019 - VI ZR 141/18 
(DAR 2019, 257 ff.) hatte sich nunmehr der 
Bundesgerichtshof damit zu befassen, ob die 
Höhe der erstattungsfähigen Mietwagenkosten 
dadurch begrenzt ist, dass seitens des zum 
Schadensersatz verpflichteten Versicherers 
des Schädigers ein konkretes Angebot oder je-
denfalls die Unterstützung zur Vermittlung ei-
nes konkreten Angebots für einen Mietwagen 
unterbreitet wird, welches für den Geschädigten 
mühelos erreichbar ist. Im Ergebnis hat der 
Bundesgerichtshof mit Verweis auf die Scha-
denminderungspflicht diese Begrenzung der er-
stattungsfähigen Mietwagenkosten aufgrund ei-
nes mühelos erreichbaren, vom gegnerischen 
Versicherer vermittelnden Angebots bejaht. Da-
bei wurde dies, hinsichtlich der konkreten Höhe 
der Kosten auch dann bejaht, wenn solche Kon-
ditionen nicht allgemein für einen Geschädigten 
verfügbar sind, lediglich auf einer Sonderver-
einbarung des Versicherers mit dem Mietwa-
genunternehmen beruhen. 
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Die Einschränkung der Dispositionsbefugnis 
des Geschädigten wurde in Bezug auf die Miet-
wagenkosten damit begründet, dass nicht die 
beschädigte Sache selbst betroffen ist, deshalb 
der Geschädigte nicht als ebenso schutzwürdig 
(in Bezug auf die fehlende Verpflichtung, dem 
Schädiger die Sache zur Reparatur zu überlas-
sen) angesehen wurde.  

Insbesondere bei einem planbaren Fahrzeug-
ausfall allein für eine (spätere Reparatur) muss 
deshalb mit entsprechenden Vermittlungsange-
boten der Versicherer, mit begrenzender Wir-
kung für die erstattungsfähigen Mietwagenkos-
ten gerechnet werden. 

BGH, Urteil vom 12.02.2019 - VI ZR 141/18 

 

 Wohnungseigentümergemeinschaft kann 
Schadensersatzansprüche gegen den Ver-
walter an sich ziehen 

Die Klägerin ist eine Wohnungseigentümerge-
meinschaft, die Beklagte war im Zeitraum 1980 
bis 2015 zu ihrer Verwalterin bestellt. In drei Be-
schlussanfechtungsverfahren wurden den übri-
gen Wohnungseigentümern die Kosten des je-
weiligen Rechtsstreits auferlegt. Diese Pro-
zesskosten beliefen sich auf insgesamt EUR 
45.402,44. Sie wurden aus Mitteln der Gemein-
schaft bestritten und im Rahmen der jeweiligen 
Jahresabrechnungen auf die unterlegenen Ei-
gentümer verteilt. In der Versammlung vom 
02.04.2016 fassten die Wohnungseigentümer 
einen bestandskräftigen Beschluss, die Be-
klagte wegen der den einzelnen Eigentümern 
entstandenen Vermögensschäden durch Be-
lastung mit Rechtsanwalts- und Gerichtskosten 
in Anspruch zu nehmen und die neue Verwalte-
rin zu bevollmächtigen, diese Ansprüche gege-
benenfalls gerichtlich geltend zu machen. Mit 
der Klage verlangt die Klägerin von der Beklag-
ten die Erstattung der in den Beschlussanfech-
tungsverfahren entstandenen Prozesskosten. 
Das Amtsgericht hat die Klage abgewiesen, das 
Berufungsgericht hat ihr stattgegeben. Der 
Bundesgerichtshof bestätigt das Urteil des Be-
rufungsgerichtes und weist die Revision zurück. 

Denn die Wohnungseigentümergemeinschaft 
ist berechtigt, die Schadensersatzansprüche ih-
rer Mitglieder an sich zu ziehen und gegen den 
Verwalter geltend zu machen. Ein solcher Be-
schluss ist auch notwendig, da nicht der Woh-
nungseigentümergemeinschaft sondern den 

einzelnen Mitgliedern aus den Beschluss-
anfechtungsverfahren der Schaden entstanden 
ist. Dies gilt auch dann, wenn der Verwalterver-
trag mit der Wohnungseigentümergemeinschaft 
geschlossen worden ist, weil der Verwalterver-
trag Schutzwirkung zugunsten der einzelnen 
Wohnungseigentümer entfaltet. Die Klägerin 
macht demnach fremde Ansprüche im eigenen 
Namen geltend. Dies bedarf einer besonderen 
Ermächtigung. Nachdem eine sogenannte ge-
borene Ausübungsbefugnis der Klägerin ge-
mäß § 10 Abs. 6 S. 3 HS 1 WEG nicht gegeben 
ist, da jeder Eigentümer ohne Mitwirkung der 
anderen Wohnungseigentümer seinen Scha-
den grundsätzlich allein geltend machen kann, 
bejaht der Bundesgerichtshof eine sogenannte 
gekorene Ausübungskompetenz gemäß § 10 
Abs. 6 S. 3 HS 2 WEG. Eine solche Ausübungs-
befugnis ist möglich, wenn die Rechtsausübung 
durch den Verband dem Gemeinschaftsinte-
resse förderlich ist. Wenn dies zu bejahen ist, 
kann die Wohnungseigentümergemeinschaft 
die Rechte der Wohnungseigentümer (in ge-
setzlicher Prozessstandschaft) unter der weite-
ren Voraussetzung ausüben, dass sie die 
Rechtsverfolgung durch Vereinbarung oder 
Mehrheitsbeschluss an sich gezogen hat. Dem-
nach muss die Verfolgung derartiger Schadens-
ersatzansprüche nicht gemeinschaftlich erfol-
gen, kann es aber, wenn die Mehrheit der Woh-
nungseigentümer dies beschließt. Hierfür spre-
chen auch Gründe der Prozessökonomie. Bei 
einer einheitlichen Durchsetzung der Ansprü-
che durch den Verband kann gerade in größe-
ren Wohnungseigentümergemeinschaften eine 
Zersplitterung der Rechtsdurchsetzung durch 
eine Vielzahl von Prozessen vermieden wer-
den. 

Der Bundesgerichtshof stellt aber auch klar, 
dass eine solche Vergemeinschaftung dann 
ausscheidet, wenn es sich um Schadenspositi-
onen handelt, die nicht infolge der Übernahme 
der Prozesskoordination durch den Verwalter 
entstanden sind, sondern auf einem eigenen 
Verhalten eines Wohnungseigentümers beru-
hen. Das liegt z.B. dann vor, wenn ein Woh-
nungseigentümer selbst einen eigenen Rechts-
anwalt mit der Wahrnehmung seiner Rechte im 
Anfechtungsprozess beauftragt. Denn die Gel-
tendmachung dieser Kosten durch den Ver-
band ist dem Gemeinschaftsinteresse nicht för-
derlich, da es insoweit an einem Gemein-
schaftsbezug fehlt. Es handelt sich dann um ei-
nen reinen Individualanspruch. Diesen muss 
der Eigentümer selbst verfolgen. Demnach 
kann grundsätzlich die Wohnungseigentümer-
gemeinschaft die Schadensersatzansprüche ih-
rer Mitglieder gegen den Verwalter verfolgen. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 08.02.2019 - V 
ZR 153/18 
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 Instanzgerichte müssen bei Widerspruch 
gegen eine Kündigung genauer prüfen 

Der klagende Vermieter, der mit seiner Ehefrau 
und 2 Kleinkindern bislang zur Miete in einer 57 
m² großen Zweizimmerwohnung lebt, hat eine 
Dreizimmerwohnung in Berlin mit einer Fläche 
von 73 m² zwecks Eigennutzung erworben. 
Diese Wohnung wurde durch eine im Jahr 1937 
geborene Beklagte bewohnt, die seit 1974 Mie-
terin ist und in der Wohnung mit ihren beiden 
über 50 Jahre alten Söhne lebt. Der Vermieter 
kündigte das Wohnraummietverhältnis wegen 
Eigenbedarfs. Die Beklagte widersprach dieser 
Kündigung, weil ihr ein Umzug aufgrund ihres 
Alters, ihrer Verwurzelung in der Umgebung 
durch die lange Mietdauer sowie einer De-
menzerkrankung, die sich durch den Umzug 
weiter zu verschlechtern droht, nicht zumutbar 
sei. In der Berufungsinstanz wurde hierzu ein 
Attest vorgelegt, woraus sich ergibt, dass die 
beklagte Mieterin nur noch bedingt in der Lage 
ist, Neues zu erlernen und sich in einer neuen 
Umgebung zurechtzufinden, weshalb ein Um-
zug mit einer Verschlechterung des Gesund-
heitszustandes einhergehen würde. 

Die Räumungsklage des Vermieters wurde vom 
Berufungsgericht abgewiesen. Die Kündigung 
sei zwar wirksam gewesen. Aufgrund des Här-
tefalls und des Widerspruchs gegen die Kündi-
gung hat das Gericht jedoch bestimmt, dass 
das Mietverhältnis der Parteien auf unbe-
stimmte Zeit fortgesetzt werden müsse (§ 574a 
Abs. 2 S. 2 BGB). Der Bundesgerichtshof hat 
das Urteil aufgehoben und die Sache zur weite-
ren Sachaufklärung zurückverwiesen. Zur Be-
gründung hat er ausgeführt, dass sowohl auf 
Seiten des Vermieters als auch auf Seiten des 
Mieters grundrechtlich geschützte Belange (ei-
nerseits Eigentum und andererseits Gesund-
heit) betroffen sind, weshalb eine umfassende 
Sachverhaltsaufklärung sowie eine besonders 
sorgfältige Abwägung erforderlich ist, ob im je-
weiligen Einzelfall die Interessen des Mieters an 
der Fortsetzung des Mietverhältnisses diejeni-
gen des Vermieters an dessen Beendigung 
überwiegen. 

Dabei stellt der Bundesgerichtshof klar, dass 
sich allgemeine Fallgruppen (wie z.B. ein be-
stimmtes Alter des Mieters oder eine bestimmte 

Mietdauer, in denen generell die Interessen ei-
ner Mietpartei überwiegen) sich nicht bilden las-
sen. Diese Faktoren wirken sich nämlich je 
nach Persönlichkeit und körperlicher wie psy-
chischer Verfassung des Mieters unterschied-
lich aus. Ohne weitere Feststellungen lässt sich 
daher eine Härte im Sinne des § 574 Abs. 1 S. 
1 BGB nicht begründen. 

Wenn substantiiert drohende schwerwiegende 
Gesundheitsgefahren geltend gemacht werden, 
haben die Gerichte beim Fehlen eigener Sach-
kunde sich mithilfe eines Sachverständigen ein 
genaues und nicht nur an der Oberfläche haf-
tendes Bild zu verschaffen, welche gesundheit-
lichen Folgen im Einzelnen mit einem Umzug 
verbunden sind. Ein Sachverständigengutach-
ten wird regelmäßig von Amts wegen einzuho-
len sein, wenn der Mieter eine zu besorgende 
Verschlechterung seines Gesundheitszustan-
des durch ärztliches Attest belegt hat. Von Be-
deutung ist dabei auch, ob und inwieweit sich 
mit einem Umzug einhergehende Folgen mit-
tels Unterstützung durch das Umfeld bzw. durch 
begleitende ärztliche oder therapeutische Be-
handlungen mindern lassen.  

Der Bundesgerichtshof ermahnt demnach die 
Instanzgerichte dazu, sehr sorgfältig den Sach-
verhalt - notfalls mittels eines Sachverständi-
gengutachtens - festzustellen, um dann eine 
angemessene Abwägung bei der Härtefallprü-
fung vorzunehmen. Hieran hat es im vorliegen-
den Fall gefehlt, weil das Gericht dem Interesse 
des Vermieters, die Wohnung selbst zu bewoh-
nen, schematisch ein geringeres Gewicht bei-
gemessen hat, weil er eine vermietete Woh-
nung erworben hat. Darüber hinaus hat es bei 
der Härteabwägung eine zu besorgende erheb-
liche Verschlechterung des Gesundheitszu-
standes der beklagten Mieterin angenommen, 
obwohl es hierfür mangels Einholung eines 
Sachverständigengutachtens keine Grundlage 
gegeben hat. Durch die Zurückverweisung wird 
das Landgericht Berlin nunmehr Gelegenheit 
erhalten, diese Versäumnisse nachzuholen und 
den Sachverhalt auf tragfähiger Grundlage zu 
ermitteln, um dann abzuwägen, ob die Interes-
sen des Mieters oder des Vermieters überwie-
gen. 
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